
E ine Berufung gegen dieses Ur-
teil hätte sicherlich gute Aus-
sichten auf Erfolg, da – entge-

gen der Ansicht der Amtsrichterin –
auch ältere Menschen Anspruch auf
eine Behandlung nach dem aktuellen
Stand der zahnmedizinischen Wissen-
schaft haben.
Der Kläger im o.g. Fall ist Zahnarzt und
Oralchirurg. Der Beklagte, der 73-jährige
Rentner Manfred S., war Patient des
Klägers. Der Zahnarzt klagte gegen 
seinen Patienten auf Zahlung einer
Rechnung. Dieser lagen im Wesent-
lichen Leistungen für das Anfertigen 
einer Vollprothese für den Oberkiefer
zugrunde. 
Der beklagte Patient machte widerkla-
gend ein angemessenes Schmerzens-
geld in Höhe von mindestens 2.000 Euro
geltend. Das Amtsgericht Paderborn
gab der Zahlungsklage des Zahnarztes
statt und wies die Widerklage des Pa-
tienten auf Zahlung eines Schmerzens-
geldes ab.
Folgender Sachverhalt lag dem Urteil
zugrunde: Dem Patienten wurden die
Zähne 12 bis 21 entfernt. Die Prothese
war deswegen zunächst nur auf das
Halteelement in Verbindung mit der
Krone des Zahnes 27 reduziert. Um die
Prothese besser abzustützen und den
Frontzahnbereich zu kompensieren,
wurde eine Unterfütterung vorgenom-
men. Der Beklagte entschied sich später
auch für die Entfernung des Zahnes 27.
Der Zahn wurde unmittelbar an der Pro-

these erweitert. Sechs Wochen später
wurde mit der Abformung für den To-
talersatz begonnen. Die Totalprothese
wurde nach Eingliederung noch einmal
nachgearbeitet. Gleichwohl klagte der
Patient darüber, dass die angefertigte
Vollprothese keinen Halt habe. Er habe
Sprachprobleme und Würgereflexe.
Mehrfach sei ihm die Prothese beinah
aus dem Mund gefallen. Außerdem
habe er Schmerzen beim Tragen der
Prothese. Wegen diesen Problemen und
mangelnder Kaufähigkeit, optischer
Beeinträchtigung und psychischer Be-
lastung machte er den Schmerzens-
geldanspruch geltend.

Urteilsbegründung
Dem Zahnarzt steht der geltend ge-
machte Vergütungsanspruch aufgrund
des zwischen ihm und dem Patienten
geschlossenen Dienstvertrages in vol-
lem Umfange zu. Der beklagte Patient
könne die Zahlung nicht wegen man-
gelhafter Arbeiten verweigern. Dies
wäre nur der Fall, wenn die erbrachte
Leistung für ihn absolut unbrauchbar
sei. Das Gericht hat Zeugen vernom-
men, die nach den Urteilsgründen Fol-
gendes „glaubhaft“ bestätigt haben
sollen: Die Erweiterung der ursprüng-
lichen Prothese könne nach der erfor-
derlichen Extraktion der Zähne natur-
gemäß keinen optimalen Halt bieten.
Dies sei vergleichbar mit einem Stuhl
mit drei Beinen. Eine Totalprothese
müsse eingepasst werden und könne

nie sofort passend sein. Diese Phase
könne sich im Einzelfall auch über meh-
rere Monate hinziehen. Auch müsse im
Einzelfall ein Leben lang mit Haftcreme
gearbeitet werden. Der Umstand, dass
der Zahnknochen des beklagten Patien-
ten stark abgebaut war, spiele in der Re-
gel für den Sitz der Prothese eine Rolle,
schließe aber nicht aus, dass diese hal-
ten könne. Eine Oberkieferprothese sei
grundsätzlich gut anzubringen, weil
diese sich ansaugen könne. Im vorlie-
genden Fall war der Halt jedoch stark
beeinträchtigt durch den starken Kno-
chenschwund im Frontzahnbereich.
Der Zeuge hat dem Gericht jedoch
„überzeugend erklärt“, dass er dennoch
auch allein nach dem Befund zunächst
mit einer Vollprothese versucht hätte zu
arbeiten, da der Knochenabbau so allein
nicht ersichtlich gewesen sei. Dies sei
erst nach dem Anfertigen des Röntgen-
bildes aufgefallen. Dass der Zahnarzt
dieses nicht vor der Behandlung ange-
fertigt habe, sei nicht als mangelhafte
Arbeit zu werten. Ein Röntgenbild dürfe
nur bei entsprechendem Befund ange-
fertigt werden, der Befund hätte jedoch
für ein solches nichts hergegeben. Aus
alledem schließt das Amtsgericht Pa-
derborn, dass die vom Zahnarzt er-
brachten Leistungen für den Patienten
nicht absolut unbrauchbar waren. Denn
unstreitig hält die Vollprothese mit
Haftcreme zwei Stunden. Dies sei kein
völlig unerheblicher Zeitraum, vor al-
lem auch im Hinblick auf das Alter des
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Ein Urteil des Amtsgerichtes Paderborn, verkündet am 24. Februar 2009, ließ Teile der Bevöl-
kerung aufschreien: Skandalurteil, reine Willkür, altersdiskriminierend par excellence. Die Kern-
aussage des Urteils lautet: Eine Vollprothese ist nicht mangelhaft, da es für einen Rentner aus-
reicht, wenn das Gebiss zwei Stunden am Tag funktionsfähig ist. Ob das Urteil rechtskräftig ist,
konnte das Amtsgericht Paderborn gegenüber der Autorin nicht bestätigen. 



Beklagten (73 Jahre). In diesem Alter 
sei man in der Regel nicht darauf an-
gewiesen, eine Prothese den ganzen 
Tag (wegen Berufstätigkeit u.ä.) zu 
tragen.
Der Gerichtssprecher des Amtsgerich-
tes Paderborn rechtfertigte das Urteil:
Die Begründung des Urteils sei keines-
falls diskriminierend, sondern juristisch
mache es einen Unterschied, ob es 
sich um einen Geschäftsmann handele,
der tagtäglich mit Kunden zu tun habe,
oder ob es sich um einen Rentner 
handele, der den ganzen Tag im Garten
arbeitet.1 All dies ist – auch juristisch –
starker Tobak.

Der Zahnarzt schuldet eine 
Behandlung lege artis
Der sein Honorar einklagende Zahnarzt
hat im Prozess vor dem Amtsgericht Pa-
derborn behauptet, er habe die Heilbe-
handlung lege artis, also entsprechend
der ärztlichen Kunst, vorgenommen.
Das Gericht gab ihm Recht.
Richtig ist, dass der Zahnarzt aufgrund
des zwischen ihm und dem Patienten
abgeschlossenen Dienstvertrages in
keinem Falle einen Erfolg schuldet. 
Dies würde nur gelten, soweit man den
zwischen Zahnarzt und Patient abge-
schlossenen Vertrag als Werkvertrag
einordnen würde. Allerdings ist die ge-
naue Abgrenzung im Bereich des Be-
handlungsvertrages mit einem Zahn-
arzt in der Praxis im Zusammenhang mit
zahnprothetischen Leistungen (Versor-
gung mit Zahnersatz und Zahnkronen)
oft problematisch. In der Rechtspre-
chung überwiegt jedoch die Ansicht,
dass der Zahnarztvertrag als solcher
und auch der zahnprothetische Be-
handlungsvertrag grundsätzlich dem
Dienstvertragsrecht unterstellt sind.
Lediglich die bloße Herstellung und 
Lieferung von Zahnersatz wird nach
Vertragsrecht gelöst. Bei der Eingliede-
rung des Zahnersatzes wird das Rechts-
verhältnis von dem Gedanken der Un-
berechenbarkeit des lebenden Orga-
nismus beherrscht, sodass hier das
Dienstvertragsrecht gilt. Deshalb ent-
fällt auch nicht die Vergütungspflicht
für Zahnersatz, wenn dieser nicht beim
ersten Anpassungsversuch sitzt. Der
Patient hat eine Nachbesserung zu 
dulden und der Zahnarzt hat das 
Recht zur Korrektur.

Ob der Zahnarzt in dem von dem Amts-
gericht Paderborn zu entscheidenden
Fall tatsächlich lege artis behandelt 
hat, oder ob ein Verstoß gegen den
zahnärztlichen Standard vorliegt, kann
letztlich nur durch ein medizinisches
Sachverständigengutachten geklärt
werden. Ein solches hielt die Richterin
beim Amtsgericht Paderborn für nicht
notwendig. Der widerklagende Patient
machte jedoch Schmerzensgeldan-
sprüche aufgrund eines Behandlungs-
fehlers geltend. Mehrfach hat der
Bundesgerichtshof entschieden, dass
die Gerichte aufgrund fehlender eige-
ner Sachkunde in einem solchen Fall 
gehalten sind, ein medizinisches Sach-
verständigengutachten einzuholen.2

Erst wenn ein solches vorliegt, kann und
sollte ein Gericht darüber urteilen, ob
eine Behandlung nach den Regeln der
ärztlichen Kunst erfolgte, oder ob ein
Behandlungsfehler vorliegt.
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